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�ffentliche Finanzen*) Staatlicher Gesamthaushalt

Im vergangenen Jahr wurde nach zwei Jahren

mit praktisch ausgeglichenem Staatshaushalt

wieder ein hohes Defizit verzeichnet. Nach

vorl�ufigen Angaben des Statistischen Bundes-

amtes belief sich die Defizitquote auf 3,2%

und �berschritt die europ�ische Regelgrenze.

Zu der drastischen Verschlechterung gegen-

�ber dem Vorjahr hat die Konjunkturentwick-

lung knapp die H�lfte beigetragen. Dabei

wurde der negative konjunkturelle Einfluss

durch die f�r die �ffentlichen Haushalte g�ns-

tige Struktur der gesamtwirtschaftlichen Ent-

wicklung noch erheblich abgemildert. So

zeigten sich die f�r die Staatseinnahmen be-

sonders bedeutenden Bruttol�hne und -ge-

h�lter und der private Konsum deutlich stabi-

ler als das Bruttoinlandsprodukt (BIP), und

auch die Arbeitslosigkeit nahm nur begrenzt

zu. Zum starken Anstieg des um direkte kon-

junkturelle und tempor�re Effekte bereinigten

Saldos trug bei, dass das Aufkommen der ge-

winnabh�ngigen Steuern von einem außeror-

dentlich hohen Niveau aus einbrach (vgl.

�bersicht auf S. 68f.). Von gr�ßerer Bedeu-

tung waren aber defiziterh�hende Maßnah-

men, wobei hier an erster Stelle die Abgaben-

senkungen und Ausgabenerh�hungen im

Rahmen der Konjunkturpakete zu nennen

sind, w�hrend sich St�tzungsmaßnahmen f�r

* Im Abschnitt Staatlicher Gesamthaushalt erfolgt eine
Analyse auf der Datengrundlage der VGR sowie der
Maastricht-Kennzahlen. Anschließend wird �ber die
Haushalte der Gebietsk�rperschaften und Sozialversiche-
rungszweige auf Basis der finanzstatistischen (haushalts-
m�ßigen) Abgrenzung berichtet.

Staatliches
Defizit 2009
leicht �ber
3%-Grenze
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den Finanzsektor nur begrenzt im staatlichen

VGR-Defizit niederschlugen.1)

Die staatlichen Einnahmen sanken 2009 um

gut 2%. Zum R�ckgang des Steueraufkom-

mens um 4 1�2 % trugen neben der konjunktu-

rellen Schw�che und dem Einbruch bei

den gewinnabh�ngigen Steuern2) erhebliche

Steuersenkungen bei. Dabei sind vor allem

die mit den Konjunkturpaketen beschlosse-

nen �nderungen des Einkommensteuertarifs

und der Abschreibungsregelungen sowie

zus�tzliche Entlastungen f�r Unternehmen

vom Sommer 2009 von Bedeutung. Die Ein-

nahmen aus Sozialbeitr�gen wuchsen dage-

gen noch leicht, weil der niedrigere Beitrags-

satz der Bundesagentur f�r Arbeit (BA) durch

jahresdurchschnittlich h�here S�tze beim Ge-

sundheitsfonds sowie der sozialen Pflegever-

sicherung praktisch ausgeglichen wurde und

die konjunkturbedingten Ausf�lle durch die

von BA und Bund f�r Arbeitslose geleisteten

Beitr�ge ged�mpft wurden. Die staatliche

Einnahmenquote stieg sp�rbar auf 44,4%,

weil die Einnahmen aufgrund der f�r die

�ffentlichen Finanzen g�nstigen Entwicklung

der Wirtschaftsstruktur weniger stark zur�ck-

gingen als das nominale BIP.

Die staatlichen Ausgaben wuchsen im ver-

gangenen Jahr mit 5% so stark wie seit

Anfang der neunziger Jahre nicht mehr. Allein

Kennziffern der öffentlichen 
Haushalte *)

* In  der  Abgrenzung  der  Volkswirtschaftli-
chen  Gesamtrechnungen. — 1 Steuern  und 
Sozialbeiträge  zzgl.  Zöllen  und  Mehrwert-
steueranteil der EU.
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Ausgabenquote

Einnahmenquote

Abgabenquote 1)

Defizitquote

1 Vor allem St�tzungsmaßnahmen f�r die HRE wurden
defiziterh�hend verbucht, soweit Beteiligungen nicht zu
marktgerechten Konditionen erworben wurden. Den
Zinsausgaben des SoFFin standen ausweislich seines Jah-
resabschlusses deutlich h�here Einnahmen vor allem aus
Geb�hren f�r gegebene Garantien gegen�ber. Insgesamt
betrugen die defizitneutral verbuchten Kapitalzuf�hrun-
gen an Kreditinstitute gut 1% des BIP. Aus den umfang-
reichen Garantien von 7% des BIP kam es bisher nicht zu
defizitwirksamen Inanspruchnahmen.
2 Die gew�hnlich vereinfachend als makro�konomische
Bezugsgr�ße f�r das Aufkommen der gewinnabh�ngigen
Steuern gew�hlten Unternehmens- und Verm�gensein-
kommen bilden nur eine recht grobe Ann�herung an die
tats�chliche steuerliche Bemessungsgrundlage. Daher
kann zwischen konjunkturbedingten und sonstigen
(strukturellen) Entwicklungen nur n�herungsweise unter-
schieden werden. Nach dem im Europ�ischen System der
Zentralbanken standardm�ßig angewandten Konjunktur-
bereinigungsverfahren wird 2009 ein erheblicher Teil des
erwarteten Aufkommensr�ckgangs bei diesen Steuern
weder durch die Entwicklung der makro�konomischen
Bezugsgr�ße (und damit insbesondere nicht als konjunk-
turell) noch durch Rechts�nderungen erkl�rt. Vgl. dazu
grundlegend: Deutsche Bundesbank, Entwicklung der
Steuereinnahmen in Deutschland und aktuelle steuerpoli-
tische Fragen, Monatsbericht, Oktober 2008, S. 35ff.

Einnahmen
merklich
gesunken
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Zur strukturellen Entwicklung der �ffentlichen Finanzen
– Ergebnisse des disaggregierten Ansatzes f�r das Jahr 2009

Der Finanzierungssaldo der �ffentlichen Haushalte in
Deutschland hat sich im vergangenen Jahr stark verschlech-
tert. Nach vorl�ufigen Angaben des Statistischen Bundesam-
tes betrug das gesamtstaatliche Defizit (VGR-Konzept) 3,2%
des BIP, nachdem der Haushalt 2008 noch ausgeglichen war.
Mit dem „disaggregierten Ansatz“ zur Analyse der Staatsfi-
nanzen 1) kann zum einen abgesch�tzt werden, welcher Ein-
fluss hierbei von konjunkturellen und speziellen tempor�ren
Effekten ausging. Zum anderen k�nnen sonstige, hier als
strukturell bezeichnete Ver�nderungen der Ausgaben- und
Einnahmenquote und deren maßgebliche Einflussfaktoren
aufgedeckt werden. Im Folgenden werden die wesentlichen
Ergebnisse f�r 2009 vorgestellt. 2)

Die sehr starke Verschlechterung der unbereinigten Defizit-
quote ist knapp zur H�lfte auf direkte konjunkturelle Ein-
fl�sse zur�ckzuf�hren. Auf Grundlage des im Europ�ischen
System der Zentralbanken standardm�ßig verwendeten Be-
reinigungsverfahrens ergibt sich ein negativer Einfluss aus
der Ver�nderung der Konjunkturkomponente in H�he von
1,3 Prozentpunkten (PP), der ohne die f�r die �ffentlichen
Finanzen außerordentlich g�nstige Struktur der Wirtschafts-
entwicklung noch deutlich h�her ausgefallen w�re. Klar ab-
zugrenzende tempor�re Sondereffekte verminderten den
Anstieg des Defizits um 0,2 PP, weil die Steuerr�ckzahlungen
aufgrund des Verfassungsgerichtsurteils zur Entfernungspau-
schale in den VGR 2008 einnahmenmindernd erfasst worden
waren und 2009 entfielen. Außerdem erhielt Deutschland im
vergangenen Jahr aufgrund der Umsetzung des Eigenmittel-
beschlusses von 2007 eine einmalige R�ckzahlung aus dem
EU-Haushalt f�r die Jahre 2007 und 2008. 3) Der um konjunk-
turelle und diese tempor�ren Sondereffekte bereinigte
(strukturelle) Finanzierungssaldo verschlechterte sich somit
bezogen auf das Trend-BIP stark um 2,1 PP.

W�hrend die unbereinigte Einnahmenquote um 0,7 PP stieg,
sanken die strukturellen Einnahmen in Relation zum nomi-
nalen Trend-BIP deutlich um 1,1 PP. Ausschlaggebend f�r die
g�nstigere Entwicklung der unbereinigten Quote war, dass
f�r die staatlichen Einnahmen besonders wichtige gesamt-
wirtschaftliche Bezugsgr�ßen wie die Bruttol�hne und -ge-
h�lter und der private Konsum vom Konjunktureinbruch bei
Weitem nicht so stark getroffen wurden wie das BIP. In der
strukturellen Einnahmenquote schl�gt sich diese einnahmen-
st�tzende �nderung der Wirtschaftsstruktur nicht nieder,

weil dabei l�ngerfristige Trends der makro�konomischen Be-
zugsgr�ßen relevant sind. So wirkte die negative strukturelle
Abkopplung der makro�konomischen Bezugsgr�ßen von
der Entwicklung des BIP hier weiter leicht quotensenkend
(– 0,2 PP). Der Trend der Unternehmens- und Verm�gensein-
kommen lag zwar weiterhin �ber dem des BIP. Dies wurde
aber durch das vergleichsweise niedrige Trendwachstum der
Bruttol�hne und -geh�lter sowie des privaten Verbrauchs
�berkompensiert. Die Rechts�nderungen wirkten merklich
quotenmindernd (– 0,4 PP). Ausschlaggebend waren dabei
die nochmalige Senkung des Beitragssatzes der BA von 3,3%
auf 2,8%, die im Rahmen der Konjunkturpakete beschlosse-
nen Abgabensenkungen und die steuerliche Entlastung von
Unternehmen vom Sommer 2009. Die jahresdurchschnittlich
h�heren Beitr�ge zur Kranken- und zur Pflegeversicherung
fielen demgegen�ber weniger ins Gewicht. Dagegen wurde
die strukturelle Quote leicht durch den positiven Fiscal Drag
(+ 0,1 PP) aufgrund der progressiven Ausgestaltung des
Einkommensteuertarifs bei noch leicht positivem trendm�ßi-
gen Wachstum der Pro-Kopf-L�hne erh�ht.

Mit den angef�hrten drei Einflussfaktoren (Fiscal Drag, struk-
turelle Abkopplung der makro�konomischen Bezugsgr�ßen
vom BIP und Rechts�nderungen) l�sst sich nur ein Teil des
R�ckgangs der strukturellen Einnahmenquote im vergange-
nen Jahr erkl�ren. Der im Rahmen des standardisierten Ver-
fahrens unerkl�rte Rest (Residuum) belief sich insgesamt auf
– 0,6 PP. Zum �berwiegenden Teil ist er darauf zur�ckzuf�h-
ren, dass das Aufkommen der gewinnabh�ngigen Steuern
st�rker gesunken ist, als es aufgrund der Entwicklung der Un-
ternehmens- und Verm�genseinkommen (die im Rahmen des
disaggregierten Ansatzes als gesamtwirtschaftliche Bezugs-
gr�ße f�r diese Steuerarten dienen) und der Rechts-
�nderungen zu erwarten gewesen w�re. Dies h�ngt damit
zusammen, dass sich die Gewinnr�ckg�nge schneller in den
Einnahmen niedergeschlagen haben (insbesondere �ber
rasche Anpassungen der Vorauszahlungen bei den Veran-
lagungssteuern und geringere Kapitalertragsteuerzahlungen
auf Dividenden), als es den dem disaggregierten Ansatz zu-
grunde liegenden durchschnittlichen Zusammenh�ngen ent-
spricht. Insgesamt d�rften sich hierdurch die außergew�hn-
lich starken Einnahmensteigerungen in den Vorjahren, die
zu einem �berh�hten Niveau gef�hrt hatten, zu einem
guten Teil zur�ckgebildet haben.

1 F�r eine ausf�hrlichere Darstellung des Ansatzes einschl. der stan-
dardisierten Ermittlung der Konjunkturkomponente vgl.: Deutsche
Bundesbank, Ein disaggregierter Ansatz zur Analyse der Staatsfinan-
zen: die Entwicklung der �ffentlichen Finanzen in Deutschland in den
Jahren 2000 bis 2005, Monatsbericht, M�rz 2006, S. 63–79. — 2 Die
Ergebnisse k�nnen sich im weiteren Verlauf durch Revision der vor-
l�ufigen VGR-Ergebnisse oder der Einsch�tzung der gesamtwirt-
schaftlichen Perspektiven �ndern. — 3 Ausgaben im Zusammenhang

mit St�tzungsmaßnahmen f�r Finanzinstitute (0,2 PP) werden hier
nicht zu den tempor�ren Sondereffekten gez�hlt und fielen im �bri-
gen 2008 in �hnlicher Gr�ßenordnung an, sodass sich im Vorjahrsver-
gleich kaum eine �nderung ergab. — 4 Bereinigt um konjunkturelle
Einfl�sse und spezielle tempor�re Effekte. Abgrenzung gem�ß EDP-
Definition, d.h. inkl. Swaps und Forward Rate Agreements bei Zins-
ausgaben und Finanzierungssaldo bzw. gem�ß ESVG ’95 (f�r 2009). —
5 Ver�nderung der Relation in Prozent des nominalen BIP im Ver-
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Die unbereinigte Ausgabenquote stieg 2009 dramatisch um
3,9 PP an, w�hrend die strukturellen Ausgaben in Relation
zum stabileren nominalen Trend-BIP um 1,0 PP zunahmen.
Dabei profitierten die �ffentlichen Haushalte von einer
nochmals r�ckl�ufigen Zinsausgabenquote, was auf die sehr
g�nstigen (Re-)Finanzierungsbedingungen zur�ckzuf�hren
ist. Die strukturelle Quote der �brigen Ausgaben (Prim�raus-
gaben) nahm damit etwas st�rker zu (+ 1,2 PP). Maßgeblich
waren dabei gestiegene Ausgaben f�r Sozialleistungen (v.a.
Gesundheitsausgaben, Kindergeld sowie die als sonstiger lau-
fender Transfer an private Haushalte verbuchte Abwrackpr�-
mie). Einen Beitrag leisteten aber auch �ffentliche Vorleistun-

gen, Subventionen und Investitionen, die im Rahmen der
Konjunkturst�tzungsmaßnahmen ausgeweitet worden sind.

Insgesamt zeigt sich, dass die sehr starke Verschlechterung
des Finanzierungssaldos in Relation zum BIP um 3,2 PP per
saldo zur H�lfte auf das Wirken der automatischen Stabilisa-
toren, tempor�re Effekte sowie die Normalisierung bei den
gewinnabh�ngigen Steuern zur�ckzuf�hren ist. Die erheb-
liche, dar�ber hinausgehende Verschlechterung sowohl auf
der Einnahmen- als auch auf der Ausgabenseite beruht im
Wesentlichen auf diskretion�ren finanzpolitischen Maßnah-
men (insbesondere den beiden Konjunkturpaketen).

gleich zum Vorjahr. — 6 Veranlagte Einkommensteuer, K�rperschaft-
steuer, Gewerbesteuer, Kapitalertragsteuer. — 7 Auf den Staatssektor
entfallende Zahlungen, z.B. Sozialbeitr�ge f�r Angeh�rige des �f-
fentlichen Dienstes (gesch�tzt). — 8 Sonstige empfangene laufende
Transfers, Verk�ufe und empfangene Verm�genstransfers. —
9 Einschl. sonstiger laufender Transfers an private Haushalte. —
10 Sonstige geleistete laufende Transfers an Kapitalgesellschaften
und die �brige Welt, Nettozugang sonstiger nichtfinanzieller Verm�-

gensg�ter und geleistete Verm�genstransfers. — 11 Ausgaben der
gesetzlichen Rentenversicherung, f�r Beamtenpensionen und Leis-
tungen der Postpensionskasse. — 12 Ausgaben der gesetzlichen Kran-
kenversicherung und Beihilfezahlungen f�r Beamte. — 13 Ausgaben
der BA (ohne Aussteuerungsbetrag (bis 2007) bzw. ohne Eingliede-
rungsbeitrag (ab 2008)) und f�r Arbeitslosenhilfe (bis 2004) bzw. f�r
Arbeitslosengeld II (ab 2005) sowie f�r Eingliederungsmaßnahmen.

Strukturelle Entwicklung 4) in Prozent des Trend-BIP

Ver�nderung gegen�ber Vorjahr in Prozentpunkten

Position 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009

Insge-
samt
2003 bis
2009

Unbereinigter Finanzierungssaldo 5) – 0,4 0,3 0,5 1,7 1,8 – 0,2 – 3,2 0,5
Konjunkturkomponente 5) – 0,4 – 0,1 – 0,2 0,8 0,5 0,5 – 1,3 – 0,3
Tempor�re Effekte 5) 0,0 0,0 0,1 – 0,1 0,0 – 0,2 0,2 0,1

Finanzierungssaldo 0,1 0,3 0,6 1,0 1,3 – 0,5 – 2,1 0,7

Zinsen 0,0 – 0,1 0,0 0,1 0,0 – 0,1 – 0,2 – 0,4
wegen Ver�nderung des Durchschnittszinses ts) – 0,1 – 0,3 – 0,1 0,0 0,0 – 0,1 – 0,3 – 0,8
wegen Ver�nderung des Schuldenstandes ts) 0,1 0,1 0,1 0,1 0,0 0,0 0,1 0,4

Prim�rsaldo 0,1 0,1 0,5 1,1 1,3 – 0,6 – 2,3 0,4

Einnahmen – 0,3 – 1,1 0,1 0,8 0,7 0,1 – 1,1 – 0,8
davon:

Steuern und Sozialbeitr�ge – 0,2 – 0,8 – 0,1 0,7 0,7 0,1 – 1,0 – 0,5
Fiscal drag 0,1 0,1 0,0 0,0 0,1 0,1 0,1 0,5
Abkopplung der Basis vom BIP – 0,3 – 0,2 – 0,1 – 0,1 – 0,2 0,1 – 0,2 – 0,8
Rechts�nderungen 0,4 – 0,5 – 0,2 0,1 0,7 – 0,5 – 0,4 – 0,4
Residuum – 0,4 – 0,2 0,2 0,6 0,1 0,4 – 0,6 0,3

darunter: Gewinnabh�ngige Steuern 6) – 0,1 0,1 0,2 0,5 0,3 0,4 – 0,5 0,9
Nachrichtlich: Teil der Ausgaben 7) 0,0 – 0,1 – 0,2 – 0,1 – 0,1 0,0 0,1 – 0,3
Nichtsteuerliche Einnahmen 8) – 0,1 – 0,3 0,1 0,1 0,0 0,0 – 0,1 – 0,3

Prim�rausgaben – 0,4 – 1,3 – 0,4 – 0,3 – 0,6 0,6 1,2 – 1,1
davon:

Sozialausgaben 9) – 0,1 – 0,8 – 0,3 0,0 – 0,3 0,2 0,7 – 0,6
Subventionen – 0,1 – 0,1 – 0,1 0,0 0,0 0,0 0,2 – 0,2
Arbeitnehmerentgelte – 0,2 – 0,1 – 0,2 – 0,2 – 0,2 0,0 0,1 – 0,7
Vorleistungen 0,0 0,0 0,1 0,1 0,0 0,1 0,2 0,4
Bruttoanlageinvestitionen – 0,1 – 0,1 – 0,1 0,1 0,0 0,1 0,1 – 0,1
Sonstige Ausgaben 10) 0,1 – 0,1 0,1 – 0,2 – 0,1 0,2 0,0 0,0

Nachrichtlich:
Ausgaben f�r Alterssicherung 11) 0,0 – 0,2 – 0,2 – 0,1 – 0,3 – 0,1 0,0 – 0,8
Gesundheitsausgaben 12) – 0,1 – 0,4 0,1 0,1 0,1 0,2 0,3 0,2
Arbeitsmarktausgaben 13) – 0,1 – 0,2 0,0 0,0 – 0,1 0,1 0,2 – 0,1
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Maßnahmen wie etwa die Abwrackpr�mie,

die Ausweitung der �ffentlichen Investi-

tionen, die Kindergelderh�hungen und zu-

s�tzliche Ausgaben im Gesundheitsbereich

d�rften rund zur H�lfte zu diesem Anstieg

beigetragen haben. Daneben nahmen die

arbeitsmarktbedingten Ausgaben vor allem

konjunkturbedingt deutlich zu. Die Ausga-

benquote wuchs auch aufgrund des stark ge-

sunkenen BIP um fast vier Prozentpunkte auf

47,6%.

Im laufenden Jahr wird die Defizitquote wei-

ter erheblich zunehmen und k�nnte eine Gr�-

ßenordnung von 5% erreichen. Dabei wird

sich der konjunkturbedingte Teil des Defizits

aus heutiger Sicht trotz des voraussichtlich

wieder sp�rbar zunehmenden BIP nochmals

leicht erh�hen, denn die Wachstumsstruktur

d�rfte f�r die �ffentlichen Finanzen eher un-

g�nstig ausfallen. Ganz �berwiegend wird

der Defizitanstieg allerdings struktureller

Natur sein. So schlagen erneut betr�chtliche

defiziterh�hende Maßnahmen zu Buche.

Hierzu z�hlen auf der Einnahmenseite ins-

besondere die erweiterte steuerliche Absetz-

barkeit von Kranken- und Pflegeversiche-

rungsbeitr�gen und die verschiedenen zur

Konjunkturst�tzung beschlossenen Maßnah-

men (v. a. die weitere Tarifanpassung bei der

Einkommensteuer, Erleichterungen bei der

Unternehmensbesteuerung, die neue Be-

g�nstigung bei der Umsatzsteuer sowie der

im Jahresdurchschnitt niedrigere Beitragssatz

des Gesundheitsfonds). Die Ausgaben wer-

den durch Maßnahmen wie die nochmalige

Kindergelderh�hung und die steigenden In-

vestitionen per saldo zunehmen. Daneben

d�rften vor allem die Gesundheitsausgaben

weiter kr�ftig wachsen.

Im Dezember 2009 hat der Ecofin-Rat f�r

Deutschland ein �berm�ßiges Defizit festge-

stellt und gleichzeitig die Bundesregierung

aufgefordert, die Obergrenze von 3% f�r die

Defizitquote sp�testens 2013 wieder einzu-

halten. Dazu soll Deutschland ab 2011 das

strukturelle Defizit um durchschnittlich 0,5%

des BIP pro Jahr reduzieren, wobei die Defizit-

r�ckf�hrung bei besser als erwarteter Wirt-

schafts- und Haushaltsentwicklung beschleu-

nigt werden soll. F�r 2010 wurde dagegen

noch keine Konsolidierung eingefordert, son-

dern empfohlen, die fiskalischen Maßnahmen

wie geplant umzusetzen. Die Empfehlungen

sind auch vor dem Hintergrund der gesamt-

wirtschaftlichen Perspektiven wenig heraus-

fordernd und stellen gemessen an der Inten-

tion des Stabilit�ts- und Wachstumspakts

allenfalls eine Minimalanforderung dar.3)

Nach dem von der Bundesregierung am

9. Februar vorgelegten aktualisierten Stabili-

t�tsprogramm sollen diese Mindestanforde-

rungen gerade erf�llt werden. Dem Pro-

gramm liegt f�r 2010 ein Anstieg des realen

BIP um 1,4% zugrunde, w�hrend f�r die Jah-

re 2011 bis 2013 mit jeweils + 2% ein opti-

mistischer Ansatz gew�hlt wurde. Die Defizit-

quote soll 2010 auf 5 1�2 % steigen, insbeson-

dere weil die diskretion�ren Haushaltsbelas-

tungen nochmals ausgeweitet werden.4) Ab

2011 ist ein Abbau um j�hrlich knapp einen

3 Vgl. auch: Deutsche Bundesbank, Monatsbericht, No-
vember 2009, S. 67ff.
4 Anders als das ESZB-Verfahren weist das EU-Verfahren
f�r 2010 keinen Anstieg der konjunkturbedingten Haus-
haltsbelastungen aus.

Ausgaben
durch staatliche
Maßnahmen
und Konjunktur
erheblich aus-
geweitet

2010 wird
Defizit weiter
betr�chtlich
steigen

Empfehlungen
des Ecofin-Rats
zur Korrektur
des �berm�ßi-
gen Defizits
wenig heraus-
fordernd

Nach Stabili-
t�tsprogramm
geplante Kon-
solidierung
kaum �ber
Mindestanfor-
derungen
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Prozentpunkt vorgesehen, sodass die 3%-

Grenze 2013 geringf�gig unterschritten

w�rde. Haushaltsbelastungen durch die im

Koalitionsvertrag anvisierten weiteren Steuer-

senkungen sind in dieser Projektion nicht

ber�cksichtigt. Das strukturelle Defizit soll ab

2011 pro Jahr um durchschnittlich gut 1�2 %

des BIP gesenkt werden. Vor dem Hinter-

grund der hohen Defizite und der auch 2013

noch steigenden Schuldenquote w�ren aber

gr�ßere Anstrengungen w�nschenswert. Zu-

dem steht im Gegensatz zur grunds�tzlichen

Funktion der Stabilit�tsprogramme als Be-

standteil des EU-Haushalts�berwachungsver-

fahrens die Fundierung dieser Verbesserung

noch aus, da der Defizitr�ckgang erst im Zu-

sammenhang mit dem Haushaltsentwurf des

Bundes f�r 2011 und seiner mittelfristigen

Finanzplanung f�r die Jahre bis 2014 mit kon-

kreten Maßnahmen unterlegt werden soll.

Haushalte der Gebietsk�rperschaften

Steuereinnahmen

Die Steuereinnahmen5) sanken im vergange-

nen Jahr deutlich um 6% (siehe Schaubild

und Tabelle auf den S. 72 und 73), lagen da-

mit aber rund 1 Mrd 3 h�her als in der letzten

offiziellen Steuersch�tzung vom November

2009 erwartet worden war. Ausschlaggebend

f�r den Einnahmenr�ckgang waren der Wirt-

schaftsabschwung, finanzpolitische Maßnah-

Eckwerte des aktualisierten Stabilit�tsprogramms der Bundesregierung

in %

Position 2008 2009 2010 2011 2012 2013

Wachstum des realen BIP
Stabilit�tsprogramm Januar 2010 1,3 – 5,0 1,4 2 2 2
Stabilit�tsprogramm Januar 2009 1,3 – 2 1�4 1 1�4 1 1�4 1 1�4 –

Staatlicher Finanzierungssaldo (in % des BIP)
Stabilit�tsprogramm Januar 2010 0,0 – 3,2 – 5 1�2 – 4 1�2 – 3 1�2 – 3
Stabilit�tsprogramm Januar 2009 – 0,1 – 3 – 4 – 3 – 2 1�2 –

Struktureller Finanzierungssaldo (in % des BIP)
Stabilit�tsprogramm Januar 2010 – 1 – 1 1�2 – 4 1�2 – 4 – 3 – 2 1�2
Stabilit�tsprogramm Januar 2009 – 1 – 2 – 3 – 2 – 2 –

Schuldenquote
Stabilit�tsprogramm Januar 2010 65,9 72 1�2 76 1�2 79 1�2 81 82
Stabilit�tsprogramm Januar 2009 65 1�2 68 1�2 70 1�2 71 1�2 72 1�2 –

Quelle: Bundesministerium der Finanzen.

Deutsche Bundesbank

5 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die – f�r das letzte Berichtsquartal noch
nicht bekannten – Ertr�ge aus den Gemeindesteuern.

Steuereinnah-
men 2009 stark
gesunken
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men6) sowie die kassenm�ßig in das Jahr

2009 fallenden Steuerr�ckzahlungen nach

dem Verfassungsgerichtsurteil zur Entfer-

nungspauschale. Das Aufkommen aus den

einkommensabh�ngigen Steuern ging sehr

stark um 12% zur�ck. Die Lohnsteuereinnah-

men verringerten sich um gut 4 1�2 %. Hierzu

trug bei, dass die Bruttol�hne und -geh�lter

in der Summe abnahmen und die Progression

aufgrund geringerer Pro-Kopf-L�hne zus�tz-

lich aufkommensmindernd wirkte. Dar�ber

hinaus sind der Steuertarif gesenkt und die

vom Kassenaufkommen abgesetzten Zahlun-

gen angehoben worden (einmaliger Kinder-

bonus, Erh�hung von Kindergeld und Alters-

vorsorgezulage). Massive Ausf�lle von

25 1�2 % waren bei den gewinnabh�ngigen

Steuern zu verzeichnen. Das Aufkommen der

K�rperschaftsteuer brach vor allem wegen

niedrigerer Vorauszahlungen f�r laufende

Gewinne und per saldo h�herer R�ckzahlun-

gen f�r 2008 ein. Bei der veranlagten Ein-

kommensteuer schlugen sich erhebliche Min-

dereinnahmen durch die Steuerr�ckzahlun-

gen f�r die Entfernungspauschale und

Steuersenkungen nieder. Aufkommenserh�-

hend wirkten demgegen�ber niedrigere Ab-

setzungen f�r die auslaufende Eigenheimzu-

lage. Bei der Kapitalertragsteuer kam es auf-

grund geringerer Gewinnaussch�ttungen zu

hohen Ausf�llen. Die Ertr�ge aus den ver-

brauchsabh�ngigen Steuern nahmen bei

einer recht stabilen Verbrauchsentwicklung

hingegen leicht um knapp 1�2 % zu.

Auf Basis der November-Steuersch�tzung

ergibt sich f�r 2010 ein weiterer R�ckgang

der Einnahmen (inkl. Gemeindesteuern) um

3 1�2 %, wenn die Ausf�lle in H�he von 6 Mrd 3

(1% des Steueraufkommens 2009) durch die

im Dezember 2009 verabschiedeten Steuer-

entlastungen zus�tzlich einbezogen werden

(v.a. Erh�hung von Kindergeld und -freibe-

trag, Umsatzsteuerbeg�nstigung von Beher-

bergungsleistungen, Unternehmen- und Erb-

schaftsteuererleichterungen). Auch bereits

fr�her beschlossene Maßnahmen – vor allem

der erweiterte Sonderausgabenabzug von

Versicherungsbeitr�gen und die Konjunktur-

pakete – f�hren per saldo zu erheblichen

Mindereinnahmen. Hinzu kommt, dass die Er-

tr�ge aus den gewinnabh�ngigen Steuern

Steueraufkommen *)

* Einschl. EU-Anteilen am deutschen Steuer-
aufkommen,  ohne  Erträge  aus  Gemeinde-
steuern.

Deutsche Bundesbank
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6 Hierzu z�hlen vor allem die Einkommensteuertarifsen-
kung, Abschreibungserleichterungen, die ausgeweitete
Ist-Versteuerung bei der Umsatzsteuer, gelockerte Ge-
genfinanzierungsmaßnahmen der Unternehmensteuer-
reform 2008, die R�ckkehr zur fr�heren Gesetzeslage bei
der Entfernungspauschale sowie der Kinderbonus und
die Kindergelderh�hung, die kassenm�ßig einnahmen-
mindernd erfasst werden.

Einkommen-
steuern mit
hohen
Ausf�llen

Einnahmen aus
verbrauchs-
abh�ngigen
Steuern stabil

2010 weiter
deutlich
sinkende
Einnahmen
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weiter sinken d�rften, da sich der mit dem

Wirtschaftsabschwung verzeichnete starke

R�ckgang der Unternehmensgewinne teil-

weise verz�gert im Aufkommen nieder-

schl�gt. Außerdem werden sich die jeweiligen

makro�konomischen Bezugsgr�ßen der

Lohnsteuer und der verbrauchsabh�ngigen

Steuern voraussichtlich schwach entwickeln.

Vor allem aufgrund der unsicheren Wirt-

schaftsaussichten, der Sch�tzprobleme hin-

sichtlich des sehr volatilen Aufkommens der

gewinnabh�ngigen Steuern7) und der teil-

weise schwer zu quantifizierenden finanziel-

len Auswirkungen der umfangreichen Rechts-

�nderungen ist die Prognoseunsicherheit da-

bei insgesamt sehr groß.

Bundeshaushalt

Der Bundeshaushalt schloss im Jahr 2009 mit

einem Defizit von 34 1�2 Mrd 3 ab. Damit war

die Nettokreditaufnahme um 15 Mrd 3 nied-

riger als im zweiten Nachtragshaushalt vom

Juli 2009 geplant. Ausschlaggebend f�r das

gegen�ber dem Haushaltsansatz bessere Er-

gebnis waren um fast 4 Mrd 3 h�here Steuer-

ertr�ge, wozu niedrigere Abf�hrungen an

den EU-Haushalt beitrugen, sowie mit insge-

samt 11 Mrd 3 erheblich geringere Aus-

gaben. So wurde das mit 4 Mrd 3 ver-

anschlagte �berj�hrige Darlehen an den

Gesundheitsfonds nicht in Anspruch genom-

men, und wegen des niedrigen Zinsniveaus

Steueraufkommen

Gesamtjahr 4. Vierteljahr

2008 2009

Sch�t-
zung f�r
2009 ins-
gesamt
1) 2) 3) 2008 2009

Ver�nderung gegen-
�ber Vorjahr

Ver�nde-
rung
gegen-
�ber
Vorjahr

Ver�nderung gegen-
�ber Vorjahr

Steuerart Mrd 5 in Mrd 5 in % in % Mrd 5 in Mrd 5 in %

Steuereinnahmen
insgesamt 2) 515,5 484,9 – 30,6 – 5,9 – 6,1 140,3 132,0 – 8,3 – 5,9

darunter:
Lohnsteuer 141,9 135,2 – 6,7 – 4,7 – 5,2 40,3 38,6 – 1,8 – 4,4
Gewinnabh�ngige
Steuern 4) 78,6 58,5 – 20,1 – 25,5 – 25,0 18,4 13,1 – 5,2 – 28,5
davon:

Veranlagte
Einkommensteuer 32,7 26,4 – 6,3 – 19,1 – 17,9 9,7 7,6 – 2,2 – 22,1
K�rperschaftsteuer 15,9 7,2 – 8,7 – 54,8 – 59,9 2,2 1,8 – 0,4 – 17,6
Kapitalertragsteuer 5) 30,0 24,9 – 5,1 – 17,0 – 14,4 6,4 3,7 – 2,7 – 41,9

Steuern vom Umsatz 6) 176,0 177,0 + 1,0 + 0,6 + 0,4 45,5 46,1 + 0,6 + 1,4
Energiesteuer 39,2 39,8 + 0,6 + 1,5 + 0,0 15,2 15,1 – 0,1 – 0,7
Tabaksteuer 13,6 13,4 – 0,2 – 1,5 + 0,0 4,1 3,9 – 0,2 – 4,1

1 Laut offizieller Steuersch�tzung vom November 2009. —
2 Einschl. EU-Anteilen am deutschen Steueraufkommen, ohne
Ertr�ge aus Gemeindesteuern. — 3 F�r die Steuereinnahmen
inklusive (noch gesch�tzter) Gemeindesteuern lag das Ergebnis
46,8 Mrd 5 unter der Sch�tzung vom November 2008, die Basis
f�r den urspr�nglichen Bundeshaushaltsplan 2009 von Ende

2008 war. Gem�ß Regierungsans�tzen ist darunter ein R�ckgang
um 18,8 Mrd 5 auf zus�tzliche Rechts�nderungen zur�ck-
zuf�hren. — 4 Arbeitnehmererstattungen, Eigenheim- und
Investitionszulage vom Aufkommen abgesetzt. — 5 Abgeltung-
steuer auf Zins- und Ver�ußerungsertr�ge, nicht veranlagte
Steuern vom Ertrag. — 6 Umsatzsteuer und Einfuhrumsatzsteuer.

Deutsche Bundesbank

7 Vgl. auch: Deutsche Bundesbank, Entwicklung der
Steuereinnahmen in Deutschland und aktuelle steuerpoli-
tische Fragen, Monatsbericht, Oktober 2008, S. 35ff.

Bundeshaushalt
2009 mit
beachtlich
niedrigerem
Defizit als
geplant, ...
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und der Ausgabe von Schuldtiteln mit merk-

lichen Agios fielen die Zinsausgaben geringer

aus als geplant. Auch die Inanspruchnahmen

aus Gew�hrleistungen und die Leistungen bei

Langzeitarbeitslosigkeit blieben unter den

Ans�tzen.

Gegen�ber dem Vorjahr stieg das Defizit aber

kr�ftig um 23 Mrd 3. Die Steuereinnahmen

sanken bei Bereinigung um die �bertragung

der Kfz-Steuer auf den Bund um gut 12 Mrd 3,

wobei per saldo gut die H�lfte auf neue

steuerliche Entlastungsmaßnahmen zur�ck-

zuf�hren war. Weiterhin fielen die Erl�se aus

Verm�gensverwertungen um 4 Mrd 3, was

allerdings durch die einmalige Verwendung

der vollen Gewinnaussch�ttung der Bundes-

bank zur Haushaltsfinanzierung zum großen

Teil ausgeglichen wurde. Bei den Ausgaben

kam es zu Zuw�chsen vor allem bei den Zu-

sch�ssen an die gesetzliche Krankenversiche-

rung und bei den Investitionen. Aber auch

der laufende Sachaufwand, die Leistungen

bei Langzeitarbeitslosigkeit und die Personal-

ausgaben stiegen merklich. Bei den Zinsauf-

wendungen wurde dagegen ein R�ckgang

um 2 Mrd 3 verzeichnet. Die Nettokreditauf-

nahme �berstieg die investiven Ausgaben im

Ergebnis um 7 Mrd 3. Bei der Aufstellung der

Nachtragshaushalte war die �berschreitung

der Verfassungsregelgrenze mit der Ausnah-

mebestimmung zur Abwehr einer schwerwie-

genden St�rung des gesamtwirtschaftlichen

Gleichgewichts begr�ndet worden.

F�r das laufende Jahr wurde von der neuen

Bundesregierung Mitte Dezember ein revi-

dierter Haushaltsentwurf vorgelegt. Trotz des

gegen�ber den Erwartungen vom Juni deut-

lich verbesserten gesamtwirtschaftlichen Um-

felds wurde die veranschlagte Nettokreditauf-

nahme nur um knapp 1�2 Mrd 3 auf fast 86

Mrd 3 zur�ckgef�hrt. Zwar bewirkten der

nun niedriger angesetzte Defizitausgleich f�r

die BA, geringer dotierte Leistungen bei Lang-

zeitarbeitslosigkeit und Zinsen sowie Steuer-

mehreinnahmen nach der letzten offiziellen

Sch�tzung eine Entlastung um insgesamt 10

Mrd 3. Diese wurde aber mit der Zielsetzung

einer St�rkung der konjunkturellen Auftriebs-

kr�fte vor allem durch das Wachstumsbe-

schleunigungsgesetz, einen zus�tzlichen Ein-

malzuschuss an den Gesundheitsfonds sowie

Mehrausgaben f�r Bildung und Agrarf�rde-

rung nahezu kompensiert. Die zwischenzeit-

lich deutlich aufgehellten gesamtwirtschaft-

lichen Perspektiven ließen die Notwendigkeit

eines solchen weiteren Impulses indes kaum

Finanzierungssalden des 
Bundes

Deutsche Bundesbank
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erkennen, und die damit verbundenen

Wachstumseffekte d�rften sich in Grenzen

halten. Insgesamt d�rfte aus heutiger Sicht

das Defizit im laufenden Jahr gleichwohl

deutlich niedriger ausfallen als veranschlagt.

So wird beispielsweise im Jahreswirtschafts-

bericht der Bundesregierung vom Januar eine

merklich g�nstigere Arbeitsmarktentwicklung

erwartet, woraus Minderausgaben vor allem

beim Defizitausgleich f�r die BA, aber auch

f�r Leistungen bei Langzeitarbeitslosigkeit

resultieren d�rften. Außerdem scheinen die

Zinsen nicht zuletzt mit einem Disagio von

2 Mrd 3 sehr vorsichtig veranschlagt, zumal

die j�ngste Aufstockung der 30-j�hrigen Bun-

desanleihe allein ein Agio von fast 1�2 Mrd 3

erbracht hat.

Das um Konjunktureffekte und finanzielle

Transaktionen bereinigte (strukturelle) Defizit

2010 bildet den Ausgangspunkt f�r die stu-

fenweise R�ckf�hrung der verfassungsm�ßi-

gen Kreditgrenze auf 0,35% des BIP bis

2016. Daher kommt dem Haushalt des lau-

fenden Jahres eine besondere Bedeutung zu

(vgl. dazu die Ausf�hrungen auf S. 76 f.).

Grunds�tzlich ist der Verschuldungsspielraum

bis zum Jahr 2015 umso weiter, je gr�ßer das

Referenzdefizit im Ausgangsjahr 2010 ist.

Eine gezielte Ausweitung des Referenzdefi-

zits, um in der �bergangszeit gr�ßere Ver-

schuldungsspielr�ume zu sichern, st�nde in

klarem Widerspruch zur Regelungsabsicht.

Falls die notwendige Konsolidierung hier-

durch zu einem gr�ßeren Teil in die n�chste

Legislaturperiode verschoben oder durch zu-

s�tzliche Maßnahmen sogar noch ausgewei-

tet w�rde, w�re letztlich der Erfolg der neuen

Schuldenregeln gef�hrdet. Diese sollen ge-

rade verhindern, dass die grunds�tzlich als

notwendig erachtete strukturelle Sanierung

der Staatsfinanzen weiter in die Zukunft ver-

schoben wird, und den bisherigen Aufw�rts-

trend der Schuldenquote umkehren. Bei der

Aufstellung des Bundeshaushalts 2011 und

der mittelfristigen Finanzplanung sollten da-

her f�r das Referenzdefizit 2010 eine realisti-

sche Einsch�tzung der Haushaltsentwicklung

zugrunde gelegt und tempor�re Mehrbelas-

tungen (wie z.B. die einmalige Umwandlung

des Darlehens an die BA in einen Zuschuss)

nicht zur Ausweitung k�nftiger Kreditaufnah-

mespielr�ume genutzt werden.

Das Defizit der Nebenhaushalte des Bundes

hat sich 2009 mit gut 20 Mrd 3 mehr als ver-

dreifacht. Ausschlaggebend f�r diesen An-

stieg war vor allem der im Herbst 2008 ge-

schaffene SoFFin. Zwar fielen keine Ausgaben

f�r Garantief�lle oder den Erwerb von wert-

geminderten Wertpapieren an, aber erneute

Mittelabfl�sse insbesondere zur Aufstockung

des Eigenkapitals von Banken f�hrten zu

einem Defizit von knapp 17 Mrd 3. Der f�r

Ausgaben des Konjunkturpakets II gegr�n-

dete Investitions- und Tilgungsfonds meldete

ein Defizit von 6 Mrd 3, das zum gr�ßten Teil

aus der Abwrackpr�mie resultierte. Von den

10 Mrd 3 f�r Investitionszuweisungen an die

L�nder schlugen statt der angestrebten min-

destens 5 Mrd 3 erst knapp 11�2 Mrd 3 zu Bu-

che. Die Postpensionskasse erzielte dagegen

auch 2009 einen �berschuss von gut 1�2 Mrd 3.

Einen mit 11�2 Mrd 3 noch h�heren �ber-

schuss d�rfte das neu geschaffene Sonder-

verm�gen zur Bildung von R�cklagen f�r

Schlusszahlungen inflationsindexierter Schuld-

titel des Bundes verzeichnet haben. Damit

Neue Schulden-
regel
konsequent
anwenden

Extrahaushalte
2009
per saldo mit
erheblichem
Defizit
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Deutsche Bundesbank

Bundeshaushalt 2010 und Verschuldungsspielraum bis 2016

Im vergangenen Jahr wurde von Bundestag und Bundes-

rat eine neue Schuldenregel für den Bund und die Länder 

im Grundgesetz verankert. Ab dem Jahr 2016 darf die um 

Konjunktureffekte und fi nanzielle Transaktionen berei-

nigte („strukturelle“) Nettokreditaufnahme des Bundes 

grundsätzlich 0,35% des BIP nicht mehr überschreiten. In 

der Übergangszeit von 2011 bis 2015 sinkt die Grenze für 

die strukturelle Neuverschuldung ausgehend vom Stand 

des Jahres 2010 in gleichmäßigen Schritten.1)

Starke Revision des strukturellen Defi zits im Entwurf 

zum Bundeshaushalt für 2010

Der Verschuldungsspielraum in der Übergangszeit ist 

damit umso größer, je höher der Ausgangswert des 

Abbaupfades ist (siehe unten stehende Abbildung). Die 

Bedeutung dieser Größe lässt sich durch einen Vergleich 

der Haushaltsentwürfe für 2010 aus dem Sommer bezie-

hungsweise Dezember 2009 verdeutlichen. Im von der 

neuen Bundesregierung vorgelegten revidierten Entwurf 

vom Dezember wurde der strukturelle Haushaltssaldo 

auf 68 ½ Mrd € (2,8% des BIP) beziffert. Vom Gesamtde-

fi zit von 86 Mrd € wurden dabei Konjunktureffekte von 

16 ½ Mrd € und Nettoerwerbe von Finanzvermögen von 

1 Mrd € abgezogen. Im Sommer waren der etwa gleich 

hohe Haushaltsansatz für das Defi zit noch um eine Kon-

junkturkomponente von 26 Mrd € und den Erwerb von 

Finanzvermögen in Höhe von 21 Mrd € gekürzt und das 

strukturelle Defi zit auf 39 ½ Mrd € (1,6% des BIP) taxiert 

worden. Der durch Konsolidierung zu überwindende 

Abstand zur künftigen Verfassungsgrenze von 0,35% des 

BIP fällt mit fast 60 Mrd € oder etwa 10 Mrd € pro Jahr 

bei der gegenwärtigen Planung damit etwa doppelt so 

groß aus wie nach der ersten Berechnung. Dies bedeu-

tet aber gleichzeitig, dass nun vor allem in den ersten 

Jahren der Übergangszeit das maximale mit der Regel 

kompatible strukturelle Defi zit deutlich höher angesetzt 

werden könnte.

Die Revision gegenüber dem Entwurf vom Sommer geht 

in einem Umfang von gut 5 Mrd € auf mit dem Wachs-

tumsbeschleunigungsgesetz beschlossene Maßnahmen 

sowie Mehrausgaben in den Bereichen Bildung, Lang-

zeitarbeitslosigkeit und Agrarwirtschaft zurück. Darüber 

hinaus schlägt eine Revision des negativen Konjunktur-

einfl usses, der zuvor erheblich höher eingeschätzt wor-

den war, zu Buche. Bedeutsam ist zudem, dass statt eines 

Darlehens nunmehr ein Zuschuss an die BA in Höhe von 

16 Mrd € gezahlt werden soll. Die geplante Darlehens-

vergabe war zuvor als Erwerb von Finanzvermögen bei 

der Ermittlung des strukturellen Defi zits abgezogen 

worden.2) Außerdem sollen zusätzliche Bundesmittel von 

4 Mrd € an den Gesundheitsfonds überwiesen werden. 

Mit diesen Zahlungen in Höhe von insgesamt 20 Mrd € 

sollen gemäß dem Entwurf des Sozialversicherungs-Sta-

bilisierungsgesetzes konjunkturbedingte Einnahmen-

ausfälle und bei der BA auch nicht durch eigene Mittel 

zu deckende krisenbedingte Mehrausgaben aufgefan-

gen werden.

1 § 9 Abs. 2 Artikel-115-Gesetz auf der Grundlage von Art. 143d GG. 
Vgl. zu den neuen Regeln auch: Deutsche Bundesbank, Zur Reform der 
Verschuldungsgrenzen von Bund und Ländern, Monatsbericht, Mai 

2009, S. 82 f. — 2 Im Rahmen der neuen Haushaltsregel werden – den 
europäischen Vorgaben folgend – fi nanzielle Transaktionen, d. h. insbe-
sondere Darlehen, nicht dem strukturellen Teil des Defi zits zugerech-

Verschuldungsspielraum bis 2016 aus dem 
„strukturellen“ Defizit des Bundes 2010
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Erfolg der neuen Regel erfordert strikte Anwendung

Ziel der neuen Schuldenregel ist es, den bisherigen Auf-

wärtstrend der Schuldenquote umzukehren und der 

häufi g beobachteten Tendenz entgegenzuwirken, eine 

grundsätzlich für notwendig erachtete Konsolidierung 

der öffentlichen Finanzen in die Zukunft zu verschieben. 

Um die Glaubwürdigkeit der neuen Regel zu festigen, 

ist es von besonderer Bedeutung, dass bei der Umset-

zung von Beginn an der Intention der Bestimmungen 

gefolgt und insbesondere auf jede Form der Umgehung 

verzichtet wird, die der Regelungsabsicht widerspricht. 

Insofern war es konsequent, die Verschuldung nicht, wie 

im vergangenen Herbst diskutiert, vor dem Inkrafttre-

ten der Regel weiter in Nebenhaushalte zu verlagern. 

Eine weitere problematische Gestaltungsmöglichkeit 

bestünde darin, den Abbaupfad für den Übergangszeit-

raum anhand eines pessimistischen Haushaltssolls 2010 

(siehe dazu die Ausführungen auf S. 74 f.) festzulegen 

und bei einer günstigeren erwarteten beziehungsweise 

tatsächlichen Entwicklung nicht anzupassen. Dadurch 

ergäbe sich ein zusätzlicher, letztlich nicht begründbarer 

Verschuldungsspielraum. Auch durch Maßnahmen, die 

den Haushalt 2010 nur einmalig belasten, aber im Rah-

men der Regel als strukturell angesehen werden (wie die 

Teile des einmaligen Zuschusses an die BA, die nicht der 

Konjunkturkomponenete zuzurechnen sind), werden 

für die Übergangszeit höhere Verschuldungsspielräume 

ausgewiesen.3) Sämtliche dieser Möglichkeiten sollten 

im Sinne der Übergangsregeln bei der Aufstellung des 

Bundeshaushalts 2011 und der mittelfristigen Finanzpla-

nung nicht ausgenutzt werden.

Es gilt also, der Versuchung zu widerstehen, durch 

Gestaltungen zur Ausweitung der Verschuldungsgrenze 

kurzfristig in formaler Hinsicht Spielraum für vorüberge-

hend nicht gegenfi nanzierte Steuersenkungen oder Aus-

gabenerhöhungen zu schaffen oder eine Verschiebung 

eines größeren Teils der erforderlichen Konsolidierung in 

die kommende Legislaturperiode zu ermöglichen. Zwar 

bliebe formal die insgesamt bis 2016 zu erreichende 

strukturelle Anpassung unverändert. Bei weiteren defi zi-

terhöhenden Maßnahmen würde sie jedoch vergrößert, 

bei einem Konsolidierungsaufschub wäre sie – zuzüglich 

zusätzlich entstehender Zinslasten – in einer deutlich 

kürzeren Zeitspanne zu bewältigen. In beiden Fällen 

würden zugleich die langfristigen Erfolgsaussichten der 

neuen Schuldenregel erheblich gefährdet, da eine ledig-

lich knappe Einhaltung der Grenze ohne Vorsorge für 

unerwartete Haushaltsbelastungen die Gefahr in sich 

birgt, künftig in Abschwungphasen zeitnah umfang-

reiche Konsolidierungsmaßnahmen ergreifen zu müssen 

und damit die gesamtwirtschaftliche Entwicklung zu 

destabilisieren.4)

Die in der vergangenen Legislaturperiode im breiten 

Konsens beschlossenen neuen Schuldenregeln sind 

sowohl im nationalen als auch im internationalen Kon-

text von besonderer Bedeutung. So könnte der bishe-

rige Trend immer weiter steigender Schuldenquoten 

durch eine konsequente Anwendung umgekehrt und 

damit auch eine bessere Grundlage für die Bewälti-

gung der anstehenden demographiebedingten Belas-

tungen in Deutschland geschaffen werden. Außerdem 

sind glaubwürdige Haushaltsregeln gerade in Zeiten 

einer angespannten Finanzlage ein wichtiger Anker für 

das Vertrauen von Bevölkerung und Kapitalmärkten in 

tragfähige Staatsfi nanzen und unterstützen damit ins-

besondere die stabilitätsorientierte Geldpolitik in der 

EWU. Die neuen deutschen Haushaltsregeln wurden von 

internationalen Organisationen ausdrücklich begrüßt. 

Andere Staaten mit teilweise noch höheren Defi ziten 

scheinen gewillt, ähnliche nationale Regeln einzuführen 

– nicht zuletzt um Risikoprämien an den Kapitalmärkten 

zu begrenzen. Insofern sind die anstehenden fi nanzpo-

litischen Entscheidungen des Bundes sowohl vor dem 

Hintergrund der Intention der verfassungsrechtlichen 

Vorgaben als auch mit Blick auf internationale Entwick-

lungen besonders wichtig. Den Erfolg der neuen Schul-

denregel zu sichern, gehört zu den Kernaufgaben der 

Finanzpolitik.

net. — 3 2011 in Höhe von fünf Sechsteln der strukturellen Einmalbe-
lastung, in den Jahren bis 2015 weiter gleichmäßig sinkend. — 4 Vgl. 
dazu: Deutsche Bundesbank, Zur Reform der Verschuldungsgrenzen von 

Bund und Ländern, Monatsbericht, Mai 2009, S. 82 f., sowie J. Kremer 
und D. Stegarescu (2009), Neue Schuldenregeln: Sicherheitsabstand für 
eine stetige Finanzpolitik, in: Wirtschaftsdienst, 89. Jg., Heft 9, S. 630 ff.
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sollte der Erh�hung der R�ckzahlungsbetr�ge

aufgrund der Inflation der vergangenen Jahre

Rechnung getragen werden.

L�nderhaushalte8)

F�r das Gesamtjahr 2009 ergab sich bei den

L�ndern ein hohes Defizit von 25 1�2 Mrd 3

nach einem �berschuss von gut 1�2 Mrd 3 im

Jahr 2008. Ohne die noch dem Haushaltsjahr

2008 zugeschriebenen Sonderlasten aus der

zweiten Stufe der Kapitalzuf�hrung an die

BayernLB in H�he von 7 Mrd 3, die kassen-

m�ßig erst im Jahr 2009 wirksam wurde, er-

rechnet sich ein Defizit von 18 1�2 Mrd 3.9) Die

Defizitplanungen der L�nder wurden damit

immerhin um 4 Mrd 3 unterschritten. Durch

den R�ckgang des Steueraufkommens san-

ken die Einnahmen um 5 1�2 %. Die Ausgaben

stiegen dagegen – bereinigt um beide Stufen

der besagten Rekapitalisierung – mit gut

2 1�2 % weiter relativ kr�ftig an. Dabei schlug

nicht zuletzt die merkliche Anhebung der Ar-

beitnehmerentgelte und Versorgungsbez�ge

im Gefolge der Tarifvereinbarung vom Fr�h-

jahr 2009 zu Buche. Die Haushaltsbelastun-

gen durch die Kofinanzierung des vom Bund

initiierten Investitionsprogramms im Rahmen

des Konjunkturpakets II spielten bisher offen-

bar lediglich eine marginale Rolle.

F�r das laufende Jahr wird nach der offiziellen

Steuersch�tzung vom November zuz�glich

der Ausf�lle aus dem Wachstumsbeschleuni-

gungsgesetz nochmals ein merklicher R�ck-

gang des Steueraufkommens erwartet. Aus

dem Steuerverbund mit den Gemeinden

d�rfte sich nach dem bisher vorliegenden

Planungsstand nur eine begrenzte Entlastung

ergeben. Auf der Ausgabenseite sind per

saldo nicht zuletzt wegen der weiter wach-

senden Personalaufwendungen keine nen-

nenswerten Entlastungen budgetiert, sodass

das Finanzierungsdefizit nochmals deutlich

zunehmen d�rfte. Die Ann�herung an den ab

2020 mit der neuen Verschuldungsregel des

Grundgesetzes vorgeschriebenen strukturel-

len Haushaltsausgleich macht in den meisten

F�llen umfangreiche Konsolidierungsmaß-

nahmen erforderlich. Die teilweise f�r eine

Reihe von Jahren angek�ndigte �berschrei-

tung der fortgeltenden alten Verschuldungs-

regelgrenzen aus den Landesverfassungen

weist letztlich auf außerordentlich hohe

strukturelle Defizite hin, die ein entschiedenes

baldiges Gegensteuern erfordern. Aber auch

die L�nder, die sich in ihren Haushaltsordnun-

gen bereits strengere Kreditgrenzen auferlegt

haben und gegenw�rtige Defizite aus R�ckla-

gen oder mit einer zeitlich befristeten Neuver-

schuldung �berbr�cken, m�ssen letztlich den

neuen finanziellen Perspektiven Rechnung

tragen.

8 Die Entwicklung der Gemeindefinanzen im dritten
Quartal 2009 wurde in den Kurzberichten des Monats-
berichts Januar 2010 kommentiert. Neuere Daten liegen
noch nicht vor.
9 Daneben hatten auch die L�nder Hamburg und
Schleswig-Holstein sowie Baden-W�rttemberg 2009
ihren Landesbanken Eigenkapital von insgesamt 5 Mrd 3

– jedoch außerhalb ihrer Haushalte – zugef�hrt.

Bereits hohes
Defizit im
Gesamtjahr
2009 ...

... und weiterer
Anstieg im
laufenden Jahr
erwartet
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Sozialversicherungen10)

Rentenversicherung

Die gesetzliche Rentenversicherung wies f�r

das Jahr 2009 ein praktisch ausgeglichenes

Ergebnis aus, nachdem ein Jahr zuvor noch

ein �berschuss von 3 3�4 Mrd 3 erzielt worden

war. Die Einnahmen wuchsen insgesamt um

knapp 1%. Die Pflichtbeitr�ge der Besch�f-

tigten sind um 1�4 % gestiegen, obwohl die

Bruttol�hne und -geh�lter in der Summe

leicht gesunken sind. Allerdings werden unter

dieser Position auch die auf die Ausfallzeiten

bei Kurzarbeit bezogenen Beitr�ge erfasst.

Die Finanzen der gesetzlichen Rentenver-

sicherung wurden dar�ber hinaus vor allem

durch Beitr�ge f�r Bezieher von Arbeits-

losengeld I stabilisiert. Die Zuweisungen aus

dem Bundeshaushalt nahmen um knapp

1 1�2 % zu.

Die Ausgaben der gesetzlichen Rentenver-

sicherung sind 2009 um 2 1�2 % gewachsen.

Hierzu hat die kr�ftige Rentenanpassung zur

Jahresmitte (+ 2,41% in West- und + 3,38%

in Ostdeutschland, nach einheitlich + 1,1%

Mitte 2008) entscheidend beigetragen. Die

Rentenausgaben nahmen um gut 2% zu,

was weitgehend der jahresdurchschnittlichen

Anpassung entsprach. Die Aufwendungen

f�r die von der Rentenversicherung zu zah-

lenden Krankenversicherungsbeitr�ge sind

mit 2 1�2 % trotz des jahresdurchschnittlich

h�heren Beitragssatzes der gesetzlichen

Krankenversicherung nur wenig st�rker als

die Rentenausgaben gestiegen. Dies d�rfte

damit zusammenh�ngen, dass viele Rentner

Mitglieder in Krankenkassen sind, die bis

Ende 2008 �berdurchschnittliche Beitrags-

s�tze erhoben hatten, sodass die Zunahme

f�r sie geringer ausfiel. Kr�ftiger sind vor al-

lem die Ausgaben f�r Rehabilitationsmaßnah-

men (+ 9%) gestiegen.

F�r das laufende Jahr rechnete die Bundesre-

gierung im Herbst 2009 mit einem Defizit der

gesetzlichen Rentenversicherung in H�he von

3 3�4 Mrd 3. Da die zugrunde liegenden ge-

samtwirtschaftlichen Annahmen im Renten-

Finanzen der Deutschen
Rentenversicherung

Deutsche Bundesbank

2007 2008 2009

56

58

60

62

64

– 2

0

+ 2

+ 4

vierteljährlich

Mrd €

Mrd €

lin. Maßstab

Überschuss (+) bzw. Defizit (–)

Ausgaben

log. Maßstab

Einnahmen

10 Die Finanzentwicklung der gesetzlichen Krankenver-
sicherung und der sozialen Pflegeversicherung im dritten
Quartal 2009 wurde in den Kurzberichten des Monatsbe-
richts Dezember 2009 kommentiert. Neuere Daten liegen
noch nicht vor.

Trotz deutlicher
Verschlechte-
rung gegen-
�ber Vorjahr
ausgeglichenes
Ergebnis

Beschleunigter
Ausgaben-
anstieg durch
hohe Renten-
anpassungen
Mitte 2009

Defizit 2010
auch auf
erweiterte
Rentengarantie
zur�ckzuf�hren



DEUTSCHE
BUNDESBANK
E U R O S Y S T E M

Monatsbericht
Februar 2010

80

versicherungsbericht11) aus heutiger Sicht

eher pessimistisch erscheinen, k�nnten sich

die Rentenfinanzen zwar g�nstiger entwi-

ckeln. Mit einem Defizit ist aber dennoch zu

rechnen. Hierzu tr�gt auch bei, dass die Ren-

ten nach der Erweiterung der Schutzklausel

trotz der 2009 voraussichtlich gesunkenen

durchschnittlichen Entgelte der Besch�ftigten

zur Jahresmitte 2010 nicht gek�rzt werden.

Zur Finanzierung des dadurch verursachten

h�heren (relativen) Rentenniveaus muss der

Beitragssatz zun�chst nicht angehoben wer-

den, weil noch auf R�cklagen zur�ckgegrif-

fen werden kann. Da auch die bereits in der

Vergangenheit aufgrund der Schutzklausel

unterlassenen Rentenk�rzungen in den kom-

menden Jahren durch eine Halbierung der

dann f�lligen Rentensteigerungen nachgeholt

werden sollen, ist bei Anwendung des gelten-

den Rechts auf absehbare Zeit mit nur noch

geringen Erh�hungen zu rechnen.

Bundesagentur f�r Arbeit

Bei der BA ergab sich im Jahr 2009 ein Defizit

von fast 14 Mrd 3, nach einem operativen

�berschuss von 1 1�2 Mrd 3 im Jahr zuvor

(d.h. ohne die einmalige Zahlung von 2,5

Mrd 3 an den 2008 eingerichteten Versor-

gungsfonds12)). In dieser finanziellen Ver-

schlechterung spiegelt sich �berwiegend die

automatische Stabilisierungswirkung wider,

die von der BA ausgeht. Dabei stellte sich der

Arbeitsmarkt in der Wirtschaftskrise noch ver-

gleichsweise robust dar. Die Einnahmen sind

um insgesamt 10 1�2 % gegen�ber dem Vor-

jahr zur�ckgegangen. Daf�r war haupts�ch-

lich die Senkung des Beitragssatzes von

3,3% auf 2,8% zum Beginn des Jahres 2009

verantwortlich. Bei unver�ndertem Beitrags-

Finanzen der
Bundesagentur für Arbeit

1 Ohne  Liquiditätshilfen  des  Bundes. — 
2 Einschl. der Zuführungen an den 2008 ein-
gerichteten Versorgungsfonds.
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11 Im Rentenversicherungsbericht 2009 (Bundestags-
Drucksache 17/52 vom 20. November 2009) ging die
Bundesregierung f�r 2010 von einem Anstieg der Brutto-
l�hne und -geh�lter je Arbeitnehmer um 0,7% und
einem R�ckgang der Zahl der Arbeitnehmer um 2,0%
aus. Im Jahreswirtschaftsbericht erwartet sie nunmehr
einen Anstieg der Pro-Kopf-Entgelte um 0,9% und einen
R�ckgang der Besch�ftigung um 1,1%.
12 Der Versorgungsfonds erzielte 2009 dagegen einen
leichten �berschuss von knapp 1�2 Mrd 3. Hier �berwiegt
noch der R�cklagenaufbau durch laufende Zuf�hrungen
der BA gegen�ber den Auszahlungen vor allem f�r die
Beamtenpensionen.

Hohes Defizit
2009

Einnahmen-
r�ckgang vor
allem durch
Beitragssatz-
senkung
verursacht
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satz w�ren die Einnahmen nur geringf�gig

um knapp 1�2 % gesunken.

Ebenfalls bereinigt um die einmaligen Zuf�h-

rungen an den Versorgungsfonds im Jahr

2008 sind die Ausgaben der BA um 30%

oder 11 Mrd 3 gestiegen. F�r das Arbeits-

losengeld I wurden mit fast 17 1�2 Mrd 3 bei-

nahe 3 1�2 Mrd 3 mehr aufgewendet. Die Zah-

lungen f�r das Kurzarbeitergeld wuchsen von

zuvor knapp 1�2 Mrd 3 auf gut 3 1�2 Mrd 3, und

f�r die Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarkt-

politik (einschl. der hier erfassten Erstattung

von Sozialbeitr�gen bei Kurzarbeit an Arbeit-

geber) wurden knapp 3 Mrd 3 mehr ausge-

geben. Die Insolvenzgeldzahlungen sind krisen-

bedingt auf das Zweieinhalbfache gestiegen,

und gegen�ber dem Aufkommen aus der

erstmals im Voraus festgelegten Insolvenz-

geldumlage ergab sich eine im laufenden Jahr

zu schließende L�cke von rund 1 Mrd 3.13)

Die R�cklagen der BA sind bis Ende 2009 auf

knapp 3 Mrd 3 abgeschmolzen. F�r das Jahr

2010 sieht der BA-Haushaltsplan ein Defizit

von fast 18 Mrd 3 vor. Dem liegt allerdings

noch die gesamtwirtschaftliche Einsch�tzung

vom Oktober 2009 zugrunde, die insbeson-

dere einen Anstieg der Arbeitslosenzahl auf

4,1 Millionen vorsah. Im Jahreswirtschaftsbe-

richt rechnet die Bundesregierung inzwischen

mit einem deutlich geringeren Zuwachs auf

3,7 Millionen. Damit d�rfte das gleichwohl

immer noch hohe Defizit der BA in diesem

Jahr merklich niedriger ausfallen.

Die zum Defizitausgleich vorgesehenen Zah-

lungen des Bundes an die BA sollen in diesem

Jahr einmalig nicht als Darlehen, sondern als

Zuschuss erfolgen, der nicht zur�ckgezahlt

werden muss. Insofern findet letztlich eine

Steuerfinanzierung von Versicherungsleistun-

gen statt. Da der gegenw�rtige Beitragssatz

von 2,8% (bzw. 3,0% ab 2011) nicht aus-

reicht, um die Ausgaben der BA zusammen

mit den �brigen Einnahmen strukturell zu de-

cken, m�ssen die Leistungen dauerhaft ge-

senkt oder der Beitragssatz angehoben wer-

den. Andernfalls wird die BA auch in kon-

junkturell normalen Zeiten auf umfangreiche

Bundesmittel zum Ausgleich ihres Haushalts

angewiesen bleiben.

13 Hierzu wurde der Umlagesatz f�r das Insolvenzgeld
von 0,1% auf 0,41% der jeweiligen Bruttoarbeitsent-
gelte angehoben.

Krisenbedingtes
Ausgaben-
wachstum

Defizit sollte
2010 geringer
ausfallen als
veranschlagt

Beitragssatz
nicht ausrei-
chend, um
Ausgaben
strukturell zu
decken




